
 

 

  

- 2 - 

BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 12 R 1/16 S 
 
L 8 R 977/15 B ER (LSG Nordrhein-Westfalen) 
S 37 R 1183/15 ER (SG Köln) 
 
 
 
……………………………………………., 
 
 
 Antragsteller und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: ……………………………………………, 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund, 
Ruhrstraße 2, 10709 Berlin, 
 
 Antragsgegnerin und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
 
 
Der 12. Senat des Bundessozialgerichts hat am 29. August 2016 durch den  

Vorsitzenden Richter   Dr.  K r e t s c h m e r    sowie die Richter   Prof. Dr.  B e r n s d o r f f     

und   B e c k  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Antragstellers gegen den Beschluss des Landessozialgerichts 

Nordrhein-Westfalen vom 10. Juni 2016 wird als unzulässig verworfen. 

 

Der Antragsteller trägt die Kosten des Beschwerdeverfahrens.  
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G r ü n d e : 

 

Der Antragsteller hat mit einem am 22.6.2016 beim BSG eingegangenen Schreiben vom selben 

Tag "vorsorglich fristwahrend die Rechtsbehelfszulassung" gegen den Beschluss des LSG vom 

10.6.2016 beantragt und erklärt, es ist "zugleich vorsorglich auch ein möglich zulässiger 

Rechtsbehelf" einzulegen. Mit dem genannten Beschluss hat das LSG auf die Beschwerde des 

Antragsstellers den Beschluss des SG Köln vom 5.11.2015 teilweise abgeändert und die auf-

schiebende Wirkung des Widerspruchs des Antragstellers gegen den Betriebsprüfungsbescheid 

vom 25.6.2015 in Höhe von 59 852,90 Euro angeordnet, die Beschwerde im Übrigen zurück-

gewiesen.  

 

Die Beschwerde des Antragstellers ist als unzulässig zu verwerfen, da gegen den angefoch-

tenen Beschluss des LSG kein Rechtsmittel zum BSG statthaft ist. Er kann weder gemäß § 177 

SGG mit der Beschwerde noch gemäß § 160a Abs 1 S 1 SGG mit der Nichtzulassungs-

beschwerde an das BSG angefochten werden. Hierauf ist der Antragsteller bereits in dem ange-

fochtenen Beschluss des LSG ausdrücklich hingewiesen worden. An diesem Ergebnis ändern 

auch die Schriftsätze der Vertretung des Klägers vom 22.8.2016 nichts. 

 

Die Verwerfung des Rechtsmittels des Antragstellers erfolgt ohne Beteiligung der ehrenamt-

lichen Richter (§ 12 Abs 1 S 2, § 33 Abs 1 S 2, § 40 S 1 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 197a Abs 1 S 1 Teils 3 SGG iVm einer entsprechenden 

Anwendung der §§ 154 ff VwGO. Danach trägt der Antragsteller die Kosten des von ihm erfolg-

los geführten Rechtsmittels (§ 154 Abs 2 VwGO).  

 

Für die Festsetzung eines Streitwerts nach § 63 Abs 2 S 1 GKG bestand keine Veranlassung, 

weil sich die Gerichtsgebühr nicht nach einem Streitwert richtet; für Beschwerden der vorliegen-

den Art wird nach Nr 7504 der Anlage 1 zum GKG vielmehr eine Festgebühr von 60 Euro 

erhoben, wenn die Beschwerde verworfen oder zurückgewiesen wird (vgl BSG Beschluss vom 

26.10.2010 - B 8 AY 1/09 R - SozR 4-1780 § 40 Nr 1 RdNr 13). 
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